
3) 24. Mai 1927 (111 370/26)1)

Haftung des Staates für seine Beamten

Der Staat haltet für Unfälle, die auf Fahrlässig4eill beamteter Pro-

fessoren&apos;bei der Vornahme von Experimenten anläßlich von Vo
an der Universität zurückzuführen sind.

Tatbestand. &apos; In seiner an einer Universität gehaltenen Vor-&apos;
lesung über Experimentalchemie besprach der Professor Sch. Ve.r-
brennungserscheinungen und zeigte hierbei die Verbrennung durch
Tetranitmethan. Hierbei barst der Brenner und seine zahlreichen

Splitter wurden in,den dicht besetzten Hörsaal geschleudert; hierdurch
wurden Hörer getötet-und verwundet. Zu letzteren gehört der Kläger,
der die Vorlesung belegt halte und besuchte.. Aus diesem Anlaß haben
er und sein Vater Schadensersatz-Ansprüche gegen den Beklagten, den

preußischen Staat, erhoben.

Die Revision des Beklagten wird zurückgewie aus folgenden
Gründen- Der Beklagte hat nicht bestritten, daß er, falls den

Professor Sch. der Vorwurf einer Fahrlässigkeit trifft, zum Schadens-
ersatz verpflichtet ist. Dem entspricht auch die Rechtslage, denn dann
ist nachgewiesen, daß der genannte Beamte, in Ausübung der ihm an-

vertrauten öffentlichen Gewalt die lihm seinen Hörern gegenüber ob-

liegende Amtspflicht verletzt hat; die Verantwortlichkeit hierfür trifft
alsdann nach Art. 131 RV. den Beklagten. Ausübung öffentlicher
Gewalt ist nämlich nicht nur in der Betätigung staatlicher Zwangs-
gewalt, sondern auch in Ausübung staatlicher Fürsorge zu erblicken

(RGZ. Bd. 114 S -.oi). Letztere waltet bei allen eine solche not-

wendig in sich schließenden Betätigungen* ob, deren der Staat sich

obrigkeitlich unterzieht. Deshalb kann es hier nichts.verschlagen, daß

1) Bisher unveröffentlicht, Mai 1929.
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die einfache Unterrichtserteilung mit den Herrschaftsrechten des Staates
an sich nichts zu tun bat (RGZ.&quot; Bd. 84 S. 30)-

Dagegen erhebt die Revision die Rüge, daß das Berufungsgericht
,den Rechtsbegriff der Fahrlässigkeit verkannt&apos;habe. Dieser Vorwurf
ist jedoch nicht gerechtfertigt e
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